
hat. Der Umstand, daß im Haftbefehl von einem we­
sentlich höheren Schaden zum Nachteil des sozialisti­
schen Eigentums sowie von einer anderen rechtlichen 
Beurteilung als in der Anklage und im Eröffnungs­
beschluß ausgegangen worden ist, kann für die hier zu 
entscheidende Frage unberücksichtigt bleiben. Maßgeb­
lich ist die zutreffende Feststellung, daß der Angeklagte 
unzulässig Bauleistungen nach der PAO 4410 in Rech­
nung gestellt hat, die allenfalls auf der Grundlage der 
AO Nr. 2 über die Vergütung, Finanzierung und Kon­
trolle der freiwilligen Tätigkeit von Bürgern zur Er­
haltung und Rekonstruktion von Wohn- und Gesell­
schaftsbauten sowie der dazugehörigen baulichen An­
lagen vom 3. August 1972 (GBl. II S. 560) berechnet wer­
den können. Er bezog in diese Manipulationen andere 
Bürger ein, umging längere Zeit und raffiniert die be­
stehenden gesetzlichen Bestimmungen und hatte ge­
meinsam mit anderen Beteiligten finanzielle Vorteile 
ohne Rechtsgrundlage. Damit ist das Verhalten als gröb­
liche Verletzung der politisch-moralischen Anschauun­
gen der Bürger gemäß § 372 Abs. 1 Ziff. 2 StPO gekenn­
zeichnet.
In Übereinstimmung mit der Auffassung des Vertreters 
des Generalstaatsanwalts der DDR war deshalb der 
fehlerhafte Beschluß des Kreisgerichts aufzuheben und 
zugleich die in der Sache notwendige Entscheidung zu 
treffen, daß ein Entschädigungsanspruch für Unter­
suchungshaft ausgeschlossen ist (§§ 311 Abs. 2 Ziff. 1, 321 
Abs. 1, 322 Abs. 3 StPO).

A n m e r k u n g  :
Die in der vorstehenden Entscheidung entwickelten 
Grundsätze zur Prüfung der Voraussetzungen eines An­
spruchs auf Entschädigung für Untersuchungshaft bzw. 
Strafen mit Freiheitsentzug behalten nach dem Inkraft­
treten des Gesetzes zur Änderung der StPO vom 19. De­
zember 1974 (GBl. I S. 597) weiterhin Gültigkeit. Hat 
ein Beschuldigter oder ein Angeklagter die politisch­
moralischen Anschauungen der Bürger mit seinem zur 
Strafverfolgung führenden Verhalten gröblich verletzt, 
dann kann nach der Neufassung des § 372 der Anspruch 
auf Entschädigung unter den gleichen Voraussetzungen 
ausgeschlossen werden. Der neue § 372 Abs. 2 Ziff. 2 
StPO entspricht der bisher in Kraft gewesenen Bestim­
mung. Deshalb war es möglich, die auf diesem Gebiet 
gewonnenen Erfahrungen und Ergebnisse auch für die 
künftige Rechtsprechung zu verallgemeinern. In Ziff. 1.5. 
(4. Ordnungsstrich) des Beschlusses des Präsidiums des 
Obersten Gerichts zur Entschädigung für Unter­
suchungshaft und Strafen mit Freiheitsentzug gemäß 
§§ 369 ff. StPO durch die Gerichte der DDR vom 22. Ja­
nuar 1975 - I Pr 1 - 112 - 1/75 - (NJ-Beilage 1/75 zu 
H e f t  4 )  wird den Gerichten dazu eine konkrete Anlei­
tung mit inhaltlichen Kriterien für die Prüfung der 
Voraussetzungen des Entschädigungsanspruchs gegeben. 
Im Zusammenhang mit der hier veröffentlichten Ent­
scheidung ist zu beachten, daß die Neufassung des § 372 
StPO konsequenter und übersichtlicher als bisher zwi­
schen zwingenden Ausschließungsgründen (Abs. 1) und 
solchen Gründen unterscheidet, bei denen der Anspruch 
auf Entschädigung ausgeschlossen werden k a n n  
(Abs. 2). Unbeschadet der im Einzelfall angewendeten 
Alternativen des § 372 StPO ist aber auf den in Ziff. 1.1. 
des Beschlusses des Präsidiums des Obersten Gerichts 
vom 22. Januar 1975 wiederum vorangestellten Grund­
satz aufmerksam zu machen, daß die Regelung der Ent­
schädigung für vollzogene Untersuchungshaft oder Stra­
fen mit Freiheitsentzug eine Konsequenz aus der Prä­
sumtion der Nichtschuld ist.
In den Grundsatz der Präsumtion der Nichtschuld sind 
auch diejenigen Fälle eingeschlossen, in denen aus 
einem der in § 372 StPO genannten Gründe die Haft­

entschädigung versagt werden muß. Das verpflichtet 
die Gerichte, bei den Entscheidungen über den Ent­
schädigungsanspruch dasjenige Verhalten des Beschul­
digten oder des Angeklagten zu prüfen, dem bis zu der 
abschließenden, die Nichtschuld feststellenden Entschei­
dung ein strafrechtlicher Vorwurf zugrunde lag und das 
zur Inhaftnahme geführt hat.
Anhand dieses Verhaltens des Beschuldigten oder des 
Angeklagten ist also zu beurteilen, ob ein bestimmtes 
Tun oder Unterlassen, das Gegenstand der Strafver­
folgung und Inhaftierung war, insbesondere nach der 
Art und Weise, den Motiven und Zielen sowie nach den 
Auswirkungen die politisch-moralischen Anschauungen 
der Bürger gröblich verletzt. Das vorstehend veröffent­
lichte Urteil veranschaulicht dies an einem relativ ein­
deutigen Sachverhalt, dem Gesetzesverletzungen außer­
halb des Strafrechts zugrunde gelegen haben. Daraus 
geht hervor, daß bei der Prüfung des Entschädigungs­
anspruchs alle konkreten Pflichten des Betreffenden zu­
sammenhängend einzuschätzen sind und daß zwischen 
diesen Pflichten und deren Verletzung einerseits und 
dem zur Strafverfolgung führenden Verhalten anderer­
seits eine direkte Verbindung bestehen muß. Bloße 
Pflichtvergessenheit, Disziplinwidrigkeit und andere 
kritikwürdige Handlungen führen noch nicht zum Aus­
schluß der Haftentschädigung. Damit wird die Verlet­
zung allgemeiner politisch-moralischer Anschauungen 
der Bürger keinesfalls bagatellisiert, sondern ausschließ­
lich der maßgebliche Unterschied zu der in § 372 Abs. 2 
Ziff. 2 StPO geforderten g r ö b l i c h e n  Verletzung auf- 
gezeigt.
Die Fälle, in denen über die in § 372 Abs. 2 vorgesehene 
Möglichkeit des Ausschlusses des Entschädigungsan­
spruchs zu entscheiden ist, sind in den einzelnen Ver­
fahren sehr unterschiedlich und vielfältig. Entsprechend 
differenziert müssen daher auch die Konsequenzen ge­
staltet werden. So bedürfen auch die Maßstäbe für das 
Verhalten des Beschuldigten oder des Angeklagten, das 
die politisch-moralischen Anschauungen der Bürger 
gröblich verletzt, in der Praxis der weiteren Konkreti­
sierung. Rudi B e ck er t,

Richter am Obersten Gericht

Zivilrecht
§§254, 536, 548 BGB; §139ZPO.
1. Zur Pflicht des Gerichts, den Sachverhalt in Woh-, 
nungsmietstreitigkeiten umfassend aufzuklären.
2. Der Vermieter ist grundsätzlich nicht zu Aufwen­
dungen für die Beheizung von Nebenräumen ver­
pflichtet.
3. Der Mieter hat hinsichtlich der Räume seiner Woh­
nung, die nach dem Mietvertrag mit einer Heizquelle 
ausgestattet sein müssen, nur Anspruch auf eine Heiz­
quelle, die den jeweiligen Raum ausreichend er­
wärmt.
4. Der Mieter haftet dem Vermieter für die diesem 
durch die Erfüllung von Auflagen staatlicher Organe 
(Staatliche Bauaufsicht) entstehenden Aufwendungen, 
wenn diese durch schuldhaft vertragswidrigen Gebrauch 
der Wohnung erforderlich werden.
Im Falle eines mitwirkenden Verschuldens ist er dem 
Vermieter entsprechend dem Umfang der von ihm ge­
setzten Ursachen ersatzpflichtig.
OG, Urteil vom 28. November 1974 — 2 Zz 23/74.

Der Verklagte ist Eigentümer eines Wohngrundstücks, 
in dem der Kläger mit seiner Ehefrau mehrere Räume 
bewohnt. Die monatliche Miete beträgt 15 M. Im Jahre 
1968 hat der Kläger in seinem Wohnzimmer einen 
Großraumofen aufgestellt und seitdem betrieben. Die 
Rauchgasleitungen aller Öfen sind an den einen im
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